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Stellungnahme zum Gesetzesentwurf zur Änderung des Polizeigesetzes des Lan-
des Nordrhein - Westfahlen LT - Drucksache 18/15921 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

Der Bund Deutscher Kriminalbeamter bedankt sich für die Möglichkeit der Stellung-

nahme.  

Das Bundesverfassungsgericht zwingt den nordrhein- westfälischen Landesgesetzgeber 

bis zum 21.12.2025 zur Novellierung seines Polizeigesetzes. 

Die längerfristige Observation und die verdeckte Bild- und Tonaufzeichnung gemäß § 

16 a Abs. 1 S.1 Nr. 2 und § 17 Abs. 1 S.1 Nr. 2 PolG NRW will der Landesgesetzgeber 

im Lichte der Rechtsprechung anpassen. Die kriminalpolitische Bedeutung dieser Nor-

men ist erheblich. Die Dienststellen, die sich mit der Bekämpfung von Staatsschutzde-

likten und der Organisierten Kriminalität auseinandersetzen, nutzen diese Normen auch 

im Lichte des Urteils des 2. Senats des BGH (2 StR 247/16 vom 26.04.2017) neben den 

strafprozessualen Instrumenten. Zudem spielt die Anwendung der Normen dann eine 

erhebliche Rolle, soweit die sachleitende Staatsanwaltschaft noch keinen Anfangsver-

dacht im Sinne des § 152 StPO subsumieren kann. Der Polizei stehen dann zur Aufhel-

lung des Sachverhaltes kaum andere niederschwellige Instrumente als die verdeckte 

Datenerhebung zur Verfügung.  
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Die Änderungen des  §§ 19, 20 und 21 PolG NRW sieht der Gesetzgeber  ebenso als 

notwendig an.  

Zu Nummer 2 – Änderung § 8 Abs. 3 PolG NRW 
Der Gesetzgeber verweist hier auf die vom Bundesverfassungsgericht kreierten Katego-

rien, die den vorherigen Straftatenkatalog ablösen sollen: 

Begriff Definition
„Straftaten von erheblicher 
Bedeutung“ 

Straftaten dem Bereich der mittleren Kriminalität 

Ggfs.Strafobergrenze von mehr als drei Jahren Freiheits-
strafe

„besonders schweren Straf-
taten“

Höchstfreiheitsstrafe von über fünf Jahren 

Diese Formulierungen führen beim Praktiker keinesfalls zur rechtssicheren Anwendung 

der Norm. Nunmehr muss ein möglicher Straftatbestand für die Anwendung der Normen 

identifiziert werden und der Umstand einer Klärung herbeigeführt werden, ob die Straf-

obergrenze / Höchstfreiheitsstrafe, die trotz des Interpretationshinweis noch nicht klar 

definiert ist, vorliegt. Im Bereich der Bekämpfung der mittleren Kriminalität wird wie vom 

Gesetzgeber dargestellt der gefahrenabwehrrechtliche Instrumentenkasten limitiert 

sein. Zumindest bezüglich der Abwehr von Gefahren in Bezug auf die Straftaten von er-

heblicher Bedeutung sind für die Praxis keine Nachteile zu erwarten. 

Zu Nummer 3 – Änderung § 16 PolG NRW 
Der im Entwurf als Bewertungsmaßstab eingezogene Umstand der Datenerhebung als 

Prüfungsmaßstab für eine etwaige Verletzung des Kernbereichs hat sich in der Praxis 

schon als zu beachtendes Kriterium etabliert und wird keine Probleme entwickeln. Die 

Polizei ist zudem in der Lage, die Datenerhebung bei Verletzung des Kernbereichs zu 

unterbrechen. Die Rechtsanwendung der in den Folgeabsätzen dargestellten Forderun-

gen muss mit Fortbildungsmaßnahmen und klaren Vorgaben in Form von Prozessbe-

schreibungen und Dokumentationserfordernissen in Art- und Umfang von den Diensther-

ren begleitet werden.  
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Zu Nummer 4 – Änderung des § 16 a PolG NRW 
Die Erweiterung des Tatbestandes auf die Anwendung der Norm zur Gefahrenabwehr für 

die Allgemeingüter des Bestandes oder der Sicherheit des Bundes und des Landes NRW 

aufzunehmen, wird begrüßt. Die aktuelle Bedrohungslage erfordert hier ein Umdenken. 

Der Begriff stammt aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes zur ver-

fassungsrechtlichen Auslegung der Staatsgefährdungsdelikte (§ 80 ff StGB Hochverrat, 

Landesverrat, etc.). Die gefahrenabwehrrechtliche Observation ist hier niederschwellig 

möglich, soweit eine gegenwärtige Gefahr vorliegt, und ermöglicht ein sofortiger und not-

wendiger staatlicher Respons auf entsprechende Lebenssachverhalte.  

Komplexer ist die Subsumtion, wenn die o.g. Straftaten von erheblicher Bedeutung ab-

gewehrt werden sollen. Nunmehr muss eine hinreichende Nähe zum schädigenden Er-

eignis für die geschützten Rechtsgüter antizipierbar sein. Nicht erfasst sollen hier aus-

drücklich Straftatbestände der Staatsschutzdelikte sein, die Vorbereitungshandlungen 

schon unter Strafte stellen. Warum hier jedoch der § 129 a und der § 129 b StGB aufge-

führt sind, bleibt zweifelhaft. Schließlich stehen eine Vielzahl der Gefährder genau wegen 

des Gefahrenverdachtes dieser Delikte polizeilich unter Beobachtung, weil sie z.B. Sym-

pathie oder ideelle Unterstützung haben verlautbaren lassen oder sich bereits als Mitglied 

formal in die Organisation eingegliedert haben, ohne dass jedoch eine strafrechtlich re-

levante Beteiligungshandlung erfolgt ist. Die Anwendung polizeigesetzlicher Maßnahmen 

ist bei der Gefährdersachbearbeitung politisch gewollt und ministeriell gefordert. Der Kri-

minalpolizei werden hier unnötig Schranken auferlegt. Die Ausgestaltung des Tatbestan-

des des § 129 a und 129 b StGB unterscheiden sich deutlich von den Tatbeständen der 

§ § 89 a ff. StGB. 

Die Ausführungen zu 2b sind nachvollziehbar. Die Darstellung des Einreisesachverhalts 

wirft jedoch Probleme auf, um die Norm zu subsumieren. Die Ein- und Ausreisefälle ins 

syrische Staatsgebiet wurden in der Rechtsprechung durchgehen unter den § 89 a Abs. 

2 a StGB subsumiert (vgl. BT-Drs 18/4279 Bl. 7 unter Bezugnahme auf BT-Drs. 18/4087, 

Bl. 8). Einschlägig in der Bearbeitung dieser Fälle war die Strafprozessordnung. Schwie-

riger ist und war die Sachlage, wenn die Reisen in oder aus Gebieten erfolgt, in denen 
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z.B. die Struktur der terroristischen Vereinigung nicht vollumfänglich aufgeklärt ist (z.B. 

Ableger der gelisteten Vereinigungen). Hier bleibt der Gefahrendverdacht bezüglich einer 

Straftat nach §§ 129 a, b StGB. Insgesamt wird es hier also auf die enge Abstimmung mit 

den Verfassungsschutzbehörden ankommen, um alle rechtstaatlichen Mittel zum Schutz 

der Bevölkerung und der Rechtsordnung auszuschöpfen. 

Die Anwendung der Neuregelung zum Erlaubnistatbestand der Observation von Kontakt- 

und Begleitpersonen wird in der Praxis anspruchsvoll. Das „Verfangen“ in der Gefahren-

lage dieses Personenkreises soll zum Beispiel dann vorliegen, wenn die Person konkret 

erkennbaren Kontakt zu einer gefährlichen Person hat und ihre Handlungen oder Unter-

lassungen die Gefahr verstärken oder die Abwehr erschweren, bei Wissen der Erkenn-

barkeit der Situation. Diese kumulierten vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten An-

forderungen werden die praktische Rechtsanwendung komplexer gestalten und sicher-

lich zu Einschränkungen in der Gefahrenabwehr führen, weil diese Feststellungen nicht 

immer aus beobachtetem Verhalten ableitbar sein werden.  

Zu Nummer 5: Änderung des § 17 PolG NRW 
Der Einsatz von technischen Mitteln ist nur noch für besonders schwere Straftaten in der 

Fallgestaltung des Abs. 1 Nummer 2 b vorgesehen. Nach hiesiger Bewertung wird diese 

Ausdifferenzierung keine Nachteile für die Gefahrenabwehr bieten, weil der Bundesge-

setzgeber für die jeweiligen schweren Straftaten ausgedehnte Strafrahmen in den Straf-

normen abgebildet hat.  

Zu Nummer 8: Änderung des § 20 a PolG NRW 
Die Auflösung des Wertungswiderspruchs ist zu begrüßen.  

Zu Nummer 9: Änderung des § 21 Abs. 1 PolG NRW 
Die geplanten Änderungen sind nachvollziehbar. Auch hier wäre eine gefahrenabwehr-

rechtliche Ausschreibung wegen des Gefahrenverdachtes nach § 129,a b StGB nicht 

möglich. 
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Die geplanten Änderungen (Nummer 10 ff) werden begrüßt und führen hoffentlich in der 

politischen und gesellschaftlichen Diskussion dazu, dass die Akzeptanz der Nutzung von 

Analysetools durch die Polizei steigt.  

Zu Nummer 15: Änderung § 34 a Abs. 5 S.1 und S.2 PolG NRW 
Die Änderung der Verlängerung der Zeiträume auf 14 Tage wird begrüßt. Die Fallzahlen 

und Lagebilder zeigen, dass Straftaten der häuslichen Gewalt stark zunehmen und im 

Sinne der Prävention einen intensiveren Opferschutz verlangen. 

Insgesamt zeigt die schon in der FoKus Kripo-Studie festgestellte Entwicklung zu einer 

immer komplexeren Rechtsanwendung für die Kriminalpolizei mit dem hiesigen Geset-

zesentwurf ihren Fortgang. Die Bearbeitung komplexer Gefahrenabwehrvorgänge bedarf 

einer intensiven Schulung und Fortbildung. Die Ressourcenfrage muss im Lichte dieser 

Feststellung beantwortet werden. Die Kriminalpolizei bekommt für diese Aufgaben kein 

zusätzliches Personal. Die Sockelstellen der BKV wurden in der Vergangenheit nur für 

die Übernahme neuer strategischer Aufgaben erhöht. Der Dienstherr ist hier in der Pflicht, 

diesen veränderten und komplexen Rahmendbedingungen kriminalpolizeilicher Arbeit 

Rechnung zu tragen.  

Mit freundlichen Grüßen 

Oliver Huth  
Landesvorsitzender 
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